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Deutſche Vertreter im Viererrat?
Der Umſchwung in Paris

(Eigene Drahtmeldung der „H.
XXx Baſel, 26. Mai.

wie aus Paris berichtet wird, erwartet man in amerikani-

ſchen Kreiſen zuverſichtlich eine Abänderung des Friedensver-
ges zugunſten Deutſchland, ebenſo im Laufe der Woche ge

Beratungen mit den Deutſchen. Die Be-

daß gemeinſame Verhandlungen mit den Deutſchen

hat nach einer Pariſer Information ſich entſchloſſen, eine Aende-

ung in der Blockadefrage zu beraten.

Eine Sitzung des Kabinetts
Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 26. Mai.
Die heutige Kabinettsſitzung begann um 11 Uhr und dauerte

ziz nach 2 Uhr. Wie von zuſtändiger Seite mitneteilt wird, be
ſhäftigte ſich die Reichsregierung in dieſer Sitzung mit der ab
lehnen den Antwort Clemenceaus auf unſere Saar-
jebietsnote und mit der Frage, ob es notwendig ſet, an
unſere nunmehr faſt fertiggeſtellten Gewenvorſchläge noch eine
Anſchlußnote hinzuzufügen, die ſich mit der Frage des

atgebietos ietes noch einmal befaßt Außerdem bertet die Reichskcens darüber, was während der Zeit geſchehen ſoll, in der

die Entente die deutſchen Gegenvorſchläge prüft, und ob die
deutſchen Dele ierten nach Berlin zurückberufen werden ſollen.
die deutſchen Gegenvorſchläge berühren auch jene Fragen noch
einmal, die von der Entente ſchon ablehnend beantwortet wurden,
ſo die Frage der Kriegs gefangenen und des Arbeiter-
recht. Aus dem Umſtand, daß die Entente in der Saar-
gebietsfrage ein Zugeſtändnis gemacht hat, ſchließt man in maß-
gehenden Kreiſen, daß die Entente nicht auf ihrem unbedingt ab-
lehnenden Standpunkt weiter verharren wird. Die deutſche Re

in der außerordentlich wichtigen Saar-
Jhr

darauf gerichtet, zu mündlichen Verhand

Die Mitglieder des Friedensausſchuſſes erhielten
hurch den Präſidenten der Nationalverſammlung die Mitteilung,
daß nach ihm zugegangenen amtlichen Nachrichten es nicht wahr
ſcheinlich iſt, daß vor Mittwoch, den 4. Juni, eine Sitzung des
Friedensausſchuſſes ſtattfindet. Möglicherweiſe verſchiebt ſich

dieſe ſogar bis nach Pfingſten.

Cangſame Auf öſung in Verſailles
(EEigene Drahtmeldungen der „H. Z.“.)

88 Verſailles, 26. Mai.
Die Vorbereitungsarbeit der Sachverſtändigen iſt zum großen

keil beendet. Einige der Herren verlaſſen daher bereits heute
Lerſailles, die anderen folgen in den nächſten Tagen. Anch ein
Teil der Delegation reiſte nach Berlin ab. Miniſter Gies
bhert wird am Dienstag abreiſen. Man nimmt an, daß die
Entente mindeſtens 8 Tage zur Durcharbeitung und Beratung
der umfangreichen deutſchen Antwortnote benötigen wird. Die
Rückkehr der deutſchen Delegation wird wohl am meiſten davon
abhängen, ob die Antwort der Entente noch konkrete Verhand-
lungen einleitet oder nicht. Graf Montgelas, der Verſailles be-
teits verlaſſen wollte, wurde am Pariſer Nordbahnhof durch
einen Voten wieder nach Verſailles zurückgeholt.

Berlin, 26. Mai.
Vie mitgeteilt wird, werden die deutſchen Gegenvorſchläce

morgen nachmittag von Graf Brockdorff-NRantzau der Entente
Delegation in Verſailles überreicht. Die deutſche Note umfaßt
twa 50 Schreibmaſchinenblätter und es ift ihr eine engliſche und

nzöſiſche Ueberſetzung beigefügt Die Veröffentlichung in der
iſchen Preſſe erfolgt am Mittwoch früh.

Haag, 26. Mai.
Nach übereinſtimmenden Nachrichten hat die deutſche Dele

gion der Gegenſeite wiſſen laſſen, daß ſie nach den bisherigen
du iſen unter keinen Umſtänden den Friedensvertrag unter

ne

Die Saarnote im Wortlaut
Paris, 26. Mai.

die deutſche Delegation hat, wie wir bereits geſtern mit
kilten, auf ihre beiden Noten zu den Beſtimmungen des Frie

kvertrages betreffend die deutſche Weſtgrenze und das Saar-
en von Clemenceau nachfolgende Antwort erhalten: „HerrPräſident! Jch habe die Ehre, den Empfang Jhrer Schreiben

m 13. und 16. zu beſtätigen. Da ſie beide den nämlichen
enſtand betreffen, ziehe ich vor, ſie zuſammen zu beantworten.,

Da die in Threm Schreiben niedergelegten allgemeinen Po

merkungen anbetrifft, ſo beſtreite ich feierlichſt im Namen der
alliierten und aſſoziierten Regierungen, daß, wie Sie behaupten,
in dem Friedensvertrag deutſche Gebiete gleich Schachfiguren
zum Gegenſtand eines Handels zwiſchen verſchiedenen Souverä
nitäten gemacht werden. Tatſächlich werden die Wünſche der Be
völkerung der ſämtlichen beſetzten Gebiete in Berückſichtigung ge
zogen werden. Die Modalitäten dieſer Volksbefragung wurden
im Hinblick auf die örtlichen Verhältniſſe mit Sorgfalt erwogen.
Jn den an Belgien abgetretenen Gebieten iſt der öffentlichen
Meinung jede Freiheit gewährleiſtet, um ſich binnen einer Friſt
von ſechs Monaten auszuſprechen. Die einzige Ausnahme wird
gemacht für denjenigen Teil von Preußiſch-Morſenet, der ſich
weſtlich der Straße von Lüttich nach Aachen hinzieht, deſſen Be
völkerung weniger als 500 Einwohner umfaßt, und deſſen Wald
beſtand an Belgien abgetreten wird als Teil der Wiedergut-
machung für die von Deutſchland in Belgien vorgenommenen
Zerſtörungen von Waldbeſtänden.

Jn bezug auf Schleswig iſt zu bemerken, daß die Friedens-
konferenz ſich auf Wunſch der däniſchen Regierung und der Be
völkerung mit der Angelegenheit befaßt.

Die vorzeſchlagene Abgabe von deutſchen Kohlenbetriebs-
aktien würde eine ſchwierige Lage für die franzöſiſchen Aktionäre
ſchaffen. Die vollſtändige Uebergabe der in der Nähe der fran
zöſiſchen Grenze liegenden Grulen iſt die einfachſte Entſchädi
gung für die in Frankreich zerſtörten Bergwerke.

Gewiſſe Stellen in Jhrem Briefe vom 13. ſcheinen eine ge-
wiſſe Ungenaui keit der Auslegung unſerer Artikel zu verraten.
Um die Höhe der Zahlung in Gold bei einem eventuellen Rück
kauf der Bergwerke im Saargebiet zu vermeiden, beſchloſſen die

alliierten und aſſoziierten Negierungen, dieſe Beſtimmung zu
ändern. Sie ſchlagen vor, der Beſtimmung fol
gende Faſſung zu geben: „Die Verpflichtung Deutſch
lands, ſeine Zahlung auszuführen, wird von der Entſchädigungs-
kommiſſion in Erwägung gezogen werden. Deutſchland kann eine
ehe dafür geben, deren Höhe die Kommiſſion beſtimmen
w r

Die Regierungsbildung in Bayern
(Von unſerem bp.-Sonderberichterſtatter.)

München, 26. Mai.
Durch den Beſchluß des Parteitages der bayeriſchen Sozial

demokraten iſt nun die Bildung eines Koalitions miniſteriums ge
ſchehen. Neber die Beſetzung der Miniſterpoſten wurden bereits
Vereinbarungen getroffen, und zwar: Miniſterpräſident Hoff
mann als Vorſitzender des Miniſterrates, Legier als
Miniſter des Jnnern. Der bisherige Juſtizminiſter Endres
wird die Soziale Fürſorge übernehmen. Die Beſetzung des Mili-
tärminiſters iſt noch nicht getroffen. Das Verkehrsminiſterium
vertritt Frauendorffer. Juſtiz und Handel ſoll von der
deutſch- demokratiſchen Partei, Finanzen und Landwirtſchaft von
der bayeriſchen Volkspartei beſetzt werden. Das Juſtizminiſte-
rium übernimmt Abg. Dr. Ernſt Müller-Meiningen,
für das Finanzminiſterium kommt Abg. Speck in Betracht.
Als Nachfolger des Bauernbündlers Stein werden von der
bayeriſchen Volkspartei vorgeſchlagen: Dr. Heine, Dr.
Schlitzenbaum, Landesökonomierat Steinmeyer. Für
die Beſetzung des Handelsminiſteriums wird der Nürnberger
Oberbürgermeiſter Dr. Keßler genannt.

Die Note über
Verſailles 26. Mai.

Heute iſt dem Präſidenten der alliierten Frie
dens konferenz von der deutſchen Friedensdelegaion nach-
folgende Note überreicht worden:

Herr Präſident
Der Jnhalt des Schreibens Eurer Exzellenz vom 20. d. M.

über die Frage der Verantwortlichkeit Deutſch
lands für die Folgen des Krieges hat der deutſchen Frie
densdelegation gezeigt, daß die alliierten und aſſoziierten Re
gierungen den Sinn vollſtändig mißverſtanden
haben, mit dem die deutſche Regierung und das deutſche Volk
ſich mit der Note des Staatsſekretärs Lanſing vom 5. Nov.
1918 ſtillſchweigend einverſtanden erklärten. Um dieſes Mißver-
ſtändnis aufzuklären, ſieht ſich die deutſche Delegation genötigt,
den alliierten und aſſoziierten Regierungen die Ereigniſſe ins
Gedächtnis zurückzurufen, die jener Note vorausgehen.

Der Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika hat
zu verſchiedenen Malen feierlich erklärt, daß der Weltkrieg nis
mit einem Machtfrieden, ſondern mit einem Rechtsfrieden
enden ſoll, und daß Amerika nur für dieſes Kriegs
ziel (hier enthält das Telegramm eine Lücke, die ungefähr
wie folgt auszufüllen iſt:: in den Krieg eiggetreten
wäre. Jn dieſem Sinne wurde die Formel geprägt: Keine
Annexionen, keine Kontributionen, keine Strafzahlungen. Auf
der anderen Seite verlangte aber der Präſident unbedingt die
Wiederherſtellung des verletzten Rechtszuſtandes. Die poſitive
Seite dieſer Forderung fand ihren Ausdruck in den 14 Punk-
ten, die der Präſident in ſeiner Botſchaft vom 8. Januar 1918
niedergelegt hat. Sie verlangt von dem deutſchen Volke haupt-
ſächlich zweierlei:

Erſtens: Es verzichtet auf wichtige Teile des Reichsgebietes
im Weſten und Oſten unter dem Geſichtspunkt der natio
nalen Selbſtbeſtimmung.

Zweitens: Das Verſprechen der Wiederherſtellung der be

ſetzten Gebiete Belgiens und Nordfrankreichs.
Auf beide Forderungen können ſich die deutſche Regierung

und das deutſche Volk einlaſſen, weil der Grundſatz der Selbſt
beſtimmung der neuen demokratiſchen Verfaſſung Deutſchlands
entſpricht und die herzuſtellenden Gebiete von deutſcher Seite
durch eine völkerrechtswidrige Handlung, nämlich durch die Ver-
letzung der Neutralität Die Red.) mit den Schrecken des
Krieges überzogen worden waren. Das Selbſtbeſtim-
mungsrecht des polniſchen Volkes hatte übrigens
ſchon die frühere Regierung ebenſo anerkannt, wie das an
Belgien verübte Un recht. Die Red.) Wenn nun das
durch den Staatsſekretär Lanſing am 5. November 1918 an die
deutſche Regierung übermittelte Schreiben der Entente den Be
griff der Wiederherſtellung der beſetzten Gebiete einer näheren
Auslegung unterzog, ſo erſchien es fär die deutſche Auffaſſung
ſelbſtverſtändlich, daß vie Erſatzpflicht, die in der Auslegung
feſtgelegt wurde, ſich nicht auf andere Gebiete beziehen Kunte,

die Schulöfrage
als die, deren Schädigung als rechtswidrig zugegeben war, und
deren Herſtellung die leitenden Staatsmänner der Gegner als
Krigsziel betont hatten. So hat Präſident Wilſon die Wieder
gutmachung des Unrechts an Belgien in ſeiner Botſchaft vom
8. Januar 1918 ausdrücklich als den heiligen Akt bezeichnet, ohne

den die ganze Struktur und Geltung des Völkerrechts für
immer erſchüttert ſein würde. Ebenſo hat der engliſche Pre-
mierminiſter, Herr Lloyd George, in ſeiner Rede im Unter
haus vom 22. Oktober 1917 geſagt: „Die vornehmſten Forde-
rungen der britiſchen Negierung und ihrer Verbündeten waren
ſtets die völlige politiſche, territoriale und wirtſchaftliche Wieder
herſtellung der Unabhängigkeit Belgiens und ſeine Entſchädi-
gung, foweit eine ſolche möglich iſt, für die Zerſtörung ſeiner
Städte und Provinzen.“ Das iſt keine Forderung einer Kriegs-
entſchädigung, wie die, die 1871 Frankreich von Deutſchland auf
erlegt war. Es iſt kein Verſuch, die Koſten der Kriegführung
von dem einen Kriegführenden auf den anderen Kriegführenden
abzuwälzen. Was hier für Belgien geſagt wird, mußte Deutſch
land auch für Nordfrankreich anerkennen, da die deutſchen Heere
nur auf dem Wege über die verletzte belgiſche Neutralität die
franzöſiſchen Gebiete erreicht hatten. Dieſer Angriff war
es, für den die deutſche Regierung Deutſch
lands Verantwortlichkeit zugahb, nicht aber eine an-
gebliche Schuld am Ausbruch des Krieges oder die äußer-
liche Tatſache, daß die formelle Kriegserklärung von ſeiner
Seite ausgegangen war. Die Bedeutung der Note des Staats
ſekretärs Lanſing lag für die deutſche Regierung darin, daß die
Entſchädigungspflicht ſich nicht auf die Wiederherſtellung der
Sachwerte beſchränkte, ſondern auf jeden Schaden ausgedehnt
wurde, den die Zivilbevölkerung im beſetzten Gebiete an Per-
ſonen oder Eigentum erlitten hatte, mochte er im Verlauf der
Kriegshandlungen zu Lande, zu Waſſer oder von der Luft aus
herbeigeführt ſein. Das deutſche Volk hat die Einſeitig-
keit wohl empfunden, die darin lag, daß man ihm die Wieder
herſtellung Belgiens und Nordfrankreichs auferlegte, während
man ihm eine Entſchädigung für die Gebiete des deutſchen
Oſtens verſagte, die von den Truppen des ruſſiſchen Zarismußs
nach langer Hand vorbereitetem Plan überfielen und verwüſtet
worden waren. Es hat aber anerkannt, daß der ruſſiſche Neber-
fall nach formellem Völkerrecht anders (7) zu beurteilen war,
als der Einfall in Belgien, und deshalb von einer Erſatzforde-
rung ſeinerſeits Abſtand genommen. Wenn nunmehr die
alliierten und aſſoziierten Regierungen die Auffaſſung ver-
treten ſollten, daß für jede völkerrechtswidrige Handlung, die im
Kriege begangen worden iſt, Schadenerſatz geſchuldet wird, fr
will die deukſche Delegation die grundfätzliche Richtigkeit dieſes
Standpunktes nicht beſtreiten. Sie macht aber darauf auf
merkſam, daß dann auch Deutſchland eine erhebliche
Schadensrechnung aufzuſtellen hat, und daß die
Erſatzver pflichtungen ſeiner Gegner, insbeſondere gegenüber der
durch die völkerrechtswidrige Hungerblodade vnerenesß



ich geſchädigten deutſchen Zivilbevölkerung, ſich nicht auf die
Zeit beſchränken, wo der Krieg noch beiderſeits geführt wurde,
ſondern ganz beſonders auch für die Zeit zutreffen, wo es nur
noch eine Kriegführung der alliierten und aſſoziierten Mächte
gegen das freiwillig wehrlos gewordene Deutſchland
gab. Jedenfalls entfernt ſich die Auffaſſung der alliierten und
aſſoziierten Regierungen von der BVereinbarung, die
Deutſchland vor Abſchluß des Waffenſtillſtandes getroffen hatte.
Sie läßt eine endloſe Reihe von Streitfällen am Horizont der
Friedensverhandlungen emporſteigen und könnte zu einer prak-
tiſchen Löſung nur durch eine unparteiiſche internationale
Schiedsgerichtsbarkeit gebracht werden, eine Schiedsgerichts
barkeit, wie ſie im Artikel 13 Abſatz 2 des Entwurfs der
Friedensbedingungen vorgeſehen iſt. Dieſer Abſatz beſtimmt:

„Zu den Fragen, die im allgemeinen eine ſchiedsgerichtliche
Löſung zulaſſen, gehören die Streitfragen über die Auslegung
eines Vertrages, über alle Punkte des internationalen Rechtes,
über das Beſtehen jeder Tatſache, deren Eintreten die Ver
letzung einer internationalen Verpflichtung bedeuten würde,
oder über die Ausdehnung und die Art der Wiedergutmachung,
die im Falle einer ſolchen Verletzung zu leiſten wäre.“

Eure Exzellenz weiſen ferner in Jhrem Schreiben vom 20.
d. M. darauf hin, daß nach den Grundſätzen des internationalen
Rechts kein Volk durch eine Veränderung ſeiner politiſchen Re
gierung oder durch einen Wandel in den Perſonen ſeiner Füh
rung eine von ſeiner Regierung einmal eingegangene Verpflich
tung zum Erlöſchen bringen kann. Die deutſche Friedensdele-
gation iſt weit davon entfernt, die Richtigkeit dieſes Grundſatzes
zu beſtreiten. Sie verwahrt ſich auch nicht gegen die Durchfüh-

rung des durch das Angebot der früheren Regierung vom
5. Oktober 1918 eingeleiteten Abkommens, ſondern gegen die in

dem Friedensentwurf enthaltene Beſtrafungffür angeb
liche Vergehen ſeiner früheren politiſchen und
militäriſchen Leiter. Der Präſident erklärt, daß der
Krieg nicht mit einem Racheakt irgendwelcher Art beendet
werden ſolle, daß keine Nation, kein Volk beraubt oder beſtraft
werden folle, daß die unverantwortlichen Herrſcher eines Landes
ihrerſeks ein ſchweres und verabſcheuungswürdiges Unrecht be
gangen haben. Die deutſche Delegation beruft ſich nicht auf dieſe
oder ähnliche Zuſagen, um ſich hierbei irgendwie völkerrecht
lichen Verpflichtungen zu entziehen. Aber es fühlt ſich berech-
tigt, an ſie zu erinnern, wenn man dem deutſchen Volke die
Verantwortung für den Ausbruch des Krieges und die Haftbar
keit für die Kriegsſchüden auferlegen will. Noch in den öffent
lichen Verhandlungen kurz vor Abſchluß des Waffenſtillſtandes

wurde dem deutſchen Volke verſprochen, daß
Deutſchlands Schickſal eine grundlegende Aen-
derung erfahren würde, wenn man es von
ſeinem Herrſcher trennte. Die deutſche Delegation
möchte die Worte Eurer Exzellenz nicht dahin verſtehen, daß
die Zuſage der alliierten und aſſoziierten Regierungen damals
nur eine Kriegsliſt war, um den Widerſtand des deutſchen
Volkes zu lähmen, und daß die Zuſage heute zurückgenommen
werden ſoll.

Schließlich machen Eure Exzellenz geltend, daß die alliierten
und aſſoziierten Mächte das Recht haben, Deutſchland nach den
ſelben Methoden zu behandeln, die es beim Frankfurter Frieden
und beim Frieden von BreſtLitowsk ſeinerzeit angewandt habe.
Die deutſche Delegation unterläßt es vorläufig, zu prüfen, in
wiefern ſich jene beiden Friedensſchlüſſe von dem heute vor
liegenden Friedensentwurf unterſcheiden, denn für die alliierten
und aſſoziierten Regierungen iſt es heute zu ſpät, auf
dieſe Präjudizien einen Rechtsanſpruch zu
gründen. Der Augenblick hierfür war gekommen, als Sie vor
der Wahl ſtanden, die 14 Punkte des Präſidenten der Ver
einigten Staaten von Amerika als Friedensbaſis anzunehmen
oder abzulehnen. Jn dieſen 14 Punkten wurde ausdrücklich die
Wiedergutmachung des. Unrechts von 1870/71 verlangt und von

dem Frieden von BreſtLitowsk als von einem ab
ſchreckenden Beiſpiel geſprochen. Die alliierten und
aſſoziierten Regierungen haben es damals abgelehnt, ſich einen
Gewaltfrieden der Vergangenheit zum Muſter zu nehmen.

Das deutſche Volk, das niemals die Verantwortlichkeit für
den Ausbruch des Krieges auf ſich genommen hat, kann mit

Recht verlangen, daß ihm ſeine Gegner mitteilen, aus wel
chen Gründen und mit welchen Beweismitteln
ſie ſeine Schuld an allen Schäden und Leiden
dieſes Krieges zur Unterlage der Friedensbedingungen
machen. Es kann ſich daher nicht mit der Bemerkung abſpeiſen
laſſen, das von den alliierten und aſſoziierten Regierungen
durch eine beſondere Kommiſſion in der Frage der Verantwort-
lichkeit geſammelte Material ſei eine innere Angelegenheit
dieſer Regierungen. Dieſe Lebensfrage des deutſchen Volkes
muß in aller Oeffentlichkeit erörtert werden. Methoden der Ge
heimdiplomatie ſind hierbei nicht am Platze. Die deutſche
Regierung behält ſich vor, auf die Angelegenheit zurückzu
kommen.

Genehmigen Sie, Herr Präſident,
ausgezeichneten Hochachtung.

(gezeichnet) Brockdorff-Rantzau.“

Die Schweiz gegen Blochadebeſtimmungen
Olten, 26. Mai.

Der ſchweizeriſche freiſinnige Parteitag, der von Delegierten
aus zwanzig Kantonen beſucht war, nahm Kenntnis von der
jüngſten Note der Ententemächte über die eventuelle Ver
ſchär fung der Blockadebeſtimmungen. Er ſtellt
ſich entſchloſſen hinter die Landesregierung in allen Entſchei-
dungen, die im Jntereſſe der Unabhängigkeit und moraliſchen

den Ausdruck meiner

Integrität der Schweiz notwendig ſind, und erwartet von der
Regierung bei allem Ernſt der Lage eine entſchiedene Haltung,
die den Grundſätzen der Politik und der wirtſchaftlichen Neu
tralität der Schweiz entſpricht.

DljliD ÜÄ,ÄüAAM

Die Arbeit des Miniſteriums für
Volkswohlfahrt

Das Staatsminiſterium hat das Arbeitsgebiet des neuen
Miniſteriums für Volkswohlfahrt wie folgt umgrenzt:
Das Miniſterium gliedert ſich in drei Abteilungen, Ab
teilung für Volksgeſundheit, Abteilung für Woh
nungs- und Siedlungsweſen, Abteilung fürJugendpflege und allgemeine Fürſorge. Die
Miniſterien des Jnnern, für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks-
bildung, für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen
und Forſten treten alle einſchlägigen Gebiete an das neue
Miniſterium ab. Das neue Miniſterium umfaßt in Zukunft
alſo: Geſundheitspolizei, Haltekinderweſen, Proſtitutionsweſen,
ärztliche und zahnärztliche Vorprüfung, geſundheitspolizeiliche
Aufſicht über die Univerſitätskliniken, Beaufſichtigung der Schul-
ärzte, Gewerbehygiene, ſozialhygieniſche Arbeiterfürſorge, Volks
ernährung, Schul- und Schülerfürſorge, Geſundheitsunterricht in
den Schulen, Veterinärpolizei, Hygiene des Bergbaue. Verkehrs-
hygiene, das geſamte Wohnungs- und Siedlungsweſen, länd-
liche Wohlfahrtspflege, Berufsberatung für die ſchul-
entlaſſene Jugend, Kleinkinderfürſorge, Jugendpflege an der
ſchulentlaſſenen Jugend, Säuglings und Mutterſchutz, Fürſorge
für die gefährdete und verwahrloſte Jugend, Kindervolksküchen,
Ferienkolonien, Landaufenthalt von Stadtkindern,
Kreiswohlfahrtsämter, Frauenſchulen und Wohlfahrtsſchulen, Anſtalten zur Ausbildung von Gemeindeſchweſtern
und Pflegerinnen, Kriegsbeſchädigtenfürſorge, Armenpflege,
Wanderarmenweſen, Wanderarbeitsſtätten, Waiſenpflege, Be
rufsvormundſchaft, Erwerbsloſenunterſtützung.

v. Blume. Der außerordentlich fruchtbare Militärſchriftſteller
Wilhelm v. Blume, welcher am 20. Mai 1919, wenige Tage nach
Vollendung ſeines 84. Lebensjahres, zu Nikolasſee bei Berlin
verſtorben iſt, wurde geboren zu Potsdam am 10. Mai 1835 als
Sohn des Dr. theol. et phil. Willelm Blume, Domherrn zu
Brandenburg und Gymnaſialdirektors zu Weſel, der ſich zu Gie-
bichenſtein bei Halle am 6. April 1820 mit Luiſe Wuttig ver
mählte. Er trat nach Beſuch der Ritter Akademie zu Branden
burg und des Gymnaſiums zu Weſek 1852 in das Infanterie
Regiment Nr. 13 ein und war zuletzt vor ſeiner Penſionierung
Kommandierender General des 15. Armeekorps in Straßburg.
Er verheiratete ſich zu Münſter in Weſtfalen am 13. Mai 1866
mit Karoline Suffrian. Seiner Ehe ſind zehn Kinder ent
ſproſſen. Der eingige den Vater überlebende Sohn iſt der be
rühmte Profeſſor des römiſchen und des bürgerlichen Rechts
Wilhelm v. Blume in Tübingen (früher in Halle). Der Gene-
val erlangte den Adel am 21. Februar 1888, während ſein älterer
Bruder, der General Hermann, am 3. Mai 1888 nobilitiert
wurde. Wappen der aus der Mark Brandenburg ſtammenden
Familie: geteilt. Oben: in Blau eine goldene Sonne. Unten: in
Silber auf grünem Dreiberg drei natürliche Kornblumen

einem grünen Stengel. Gg

Polniſches Wühlen in Oberſchleſien
Kattowitz, 26. Mat

Nachdem die Polen geſehen haben, daß Oberſchleſien
durchweg als deutſches Land bekennt, verſuchen ſie es wi ſich
mit der Anwendung des rückſichtsloſeſten Terrors. Auf einer
Gruben und Werken machen ſich polniſche Beſtrebungen ge
alle diejenigen, die anderer Geſinn ung als die Polen ſind
los zu machen. Der Stagtskommiſſar für Oberſchleſien hat
Werke und Behörden aufgefordert, ihm ſofort neue Terrorgt
zu melden, damit eine ſtrenge Beſtrafung in die Wege geleus
werden kann. Ein weiterer Uebergriff der Polen iſt es, bei tet
Reihe von Schulen und Behörden Liſten über den Beſtand u
ausfüllen zu laſſen. Demgegenüber wird von dem Staatskom,
miſſar ausdrücklich darauf hingewieſen, daß keine Vehörde ſagt
licher oder kommunaler Art irgendeinem Polen mündlich D.

ſchriftlich Auskunft zu geben hat. erBerlin, 26. Mai.
Seit dem 23. Mai iſt von den Polen zwiſchen den Bahnhöfen

Kratzigmühlen und Miala an der Bahnſtrecke Grenzpoſe
das Gleis durch Herausnahme einer Anzahl Schiene 7nbrochen worden. Der Betrieb ruht. Die geſamten Ferr,
ſprech- und Telegraphenleitungen find durliegen und teils durch Zerſchneiden der Leitungen das m

Polen geſtört.

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
i. Aus dem Haag, 26. Mai,

Aus London wird gemeldet: Der „Daily Mail“-Korrkſpon,
dent William ſendet ſeinem Blatt aus Beuthen einen umfang-
reichen Bericht aus Oberſchleſien, worin er ſeine Feſtſtellungen
an Ort und Stelle in folgenden 8 Punkten kritiſiert: 1. Das voll

Ergebnis der Friedensverhandlungen (7) hat das Nationalgefüh
der Maſſen geweckt. Das allgemeine nationale Empfinden des
heutigen Tages iſt durchaus gegen den Verſailler Frieden ge
richtet. 2. Deutſchland findet nur langſam Männer, auf die et
ſich verlaſſen kann. 8. Schleſien, mindeſtens aber Oberſchleſien,
wird die Aufnahme des Kampfes einer freiwilligen Unterwerfung
unter fremdes Joch vorziehen. Der Korreſpondent fügt hinzu,
daß dieſe verborgene Ecke das Sturmzentrum des Weltfriedenz
werden wird. Schon verſchiedene Verhängniſſe in der Geſchichte

Preußens hätten dort begonnen.
T W

Riga lettiſche Hauptſtadt
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

S Rotterdam, 26. Mai.
Der Korreſpondent des „Nieuwe Rotterdamſche Courant“

die Offenſive auf Riga mitgemacht habe. Vorhuten drangen nach
heftigen Cefechten in die Stadt ein. Die Soldaten wurden mit
Jubel begrüßt. Die Bolſchewiſten hatten in Riga eine Schreckens,
herrſchaft ausgeübt. 950 Geiſeln wurden erſchoſſen. Deshalb
wurde das Standrecht über die Stadt verhängt. Während
der letzten fünf Wochen herrſchte in Riga Hungersnot.
5000 Menſchen ſind geſtorben. Die lettiſche Regie
rung wird dieſer Tage von Libau nach Riga überſiedeln. Deutſche
verſuchen in die Stadt Mehl zu bringen.

Rücktritt des Präſidenten des Oberkirchenrats. Der Präſident
des Oberkirchenrats, Wirkl. Geh. Rat Bodo Voigts, tritt am
1. Juni d. J. in den Ruheſtand. Exzelleng Voigts wurde am
9. Auguſt 1844 zu Lüchow in der Provinz Hannover geboren,
war Landrat des Kreiſes Kehrdingen und von 89 bis 91 Ver-

er die Stellung eines Ober-Verwaltungsrats in Berlin, um dann
als Präſident des Landeskonſiſtoriums nach Hannover über
zuſiedeln. Seit 1908 war er in ſeiner jetzigen Stellung tätig
außerdem Vorſitzender des Evangeliſchen Kirchenausſchuſſes und
Präſident des Domkirchen-Kollegiums.
Verdienſte durch Herbeiführung der Einigkeit in allen kirchlichen
Fragen erworben.

Bildung von Beamtenausſchüſſen. Der preußiſche Miniſter
des Jnnern hat in einem Rundſchreiben an bis zur end
gültigen geſetzlichen Regelung die am 24. März 1919 erlaſſenen
Beſtimmungen über die Bildung von Beamtenausſchüſſen bei
Stoatsbehörden, auch für die Bildung von Beamken-
ausſchüſſen bei den Behörden der Provinzial Verwal-
gen und bei den kommunalen Behörden zur Richtſchnur zu
nehmen.

Gewaltige Vulkanausbrüche. Das Niederländiſche Korr.
Büro meldet amtlich aus Holländiſch-Jndien: Am 20. Mai fand
ein Ausbruch des Vulkans Klaet im Bezirk Srengat ſtatt
20 Dörfer ſind vollſtändig, 6 Dörfer zum Teil vom Erdboden ver
ſchwunden. Jm Bezirk Utar ſind 11 Dörfer teilweiſe zerſtört.

Zahlreiche Perſonen ſind geflüchtet. Jn Utar ſind bisher 157
Leichen gefunden worden.

Nachdruck verboten.

Die Referendarin
Roman von Carl Buſſe.

Sie war aufgeſprungen! ſie ging durchs Zimmer. Jhr
Geſicht glühte. Sie warf das Haar, das ihr unordentlich
herabhing, zurück.

Es ſollte noch nicht aus ſein! Sie wollte ſich noch nicht
ducken! Sie wollte noch kämpfen um ihn und wenn die
andern ſie ſo blamierten, ſo wollte ſie die andern blamieren!

Mochten ſie von ihr denken, was ſie wollten! Wenn
er er er nur zu ihr bielt.

Faſt zu derſelben Zeit waer Körner auf dem
Wege zum Gericht. Als er den Korridor des Gebäudes
betrat, ſchwankte gerade Müffelmann mit Aktenmappen in
das Zimmer des Ras hinein. Der betränte Greis war
ganz zuſammengeklappt; ſchuldbewußt und trübe ſchlich er
umher. Und Peter hatte zu bemerken geglaubt, daß er be-
ſonders ihm ſcheu wie dem leibhaftigen Gottſeibeiuns aus
wich. Er ſah ihm auch jetzt kopfſchütlelnd nach, aber recht
erſtaunt war er erſt, als der alte Sünder kurz vor Zwölf
in ſein Zimmer kam: Der Herr Referendar möchten ſich
doch nachher zum Herrn Rat bemühen.

„Zum Chef?“ dachte Peter. „Was hab' ich denn nun
wieder ausgefreſſen?“

Aber er beendete ſeine Arbeit und machte ſich auf den
Weg

„Mein werter Herr Referendar,“ ſagte der Rat und
blätterte noch ein paar Bogen um, ehe er ſich mit ſeinem
Stuhle ſeitwärts drehte und Peter anſah, „ich habe zu mei-
nem Bedauern mehr und mehr die Erfahrung gemacht, daß
unſre Anſichton leider ganz außerordenllich divergkeren.
Und mir iſt vorhin mancherlei hinterbracht worden, was
es mir doch nahe legt, einmal hm mit Jhnen
zu reden. Ich betone, daß es ſich dabei nicht um ſpeziell
dienſtliche Jntereſſen handelt da kann ich nicht klagen.
Und ich bitte auch, dieſe Unlerredung nicht direkt als
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hm offiziell aufzufaſſen. Allerdings verketten ſich ja
perſönliche und dienſtliche Jntereſſen immer ein wenig, aber
ich bitte, in erſter Linie doch nur den älteren Kollegen in
mir zu ſehen.“

Peter verbeugte ſich.
„Herr Reſerendar, Sie kennen meinen Standpunkt in

der Frage des Alkoholgenuſſes. Zwetauſendfünfhundert
Millionen gibt das deutſche Volk alljährlich für ein Gift
aus, das ſeine Geſundheit, ſeine ſiktliche Kraft, ſeinen
Wohlſtand untergräbt. Sie wiſſen, daß ich es für meine
Pflicht halte, mit meiner beſcheidenen Kraft im kleinen
Kreiſe dieſem Volksruin entgegenzuarbeiten. Daß es mir
eine Herzensfreude iſt, wenn gleichgeſinnte Kollegen mir
zur Seite ſtehen, iſt erklärlich. Aber es liegt mir durchaus
fern, auch nur durch einen Wunſch in die perſönliche Frei-
heit des einzelnen eingreifen zu wollen. Als perſönliche
Kränkung muß ich es jedoch auffaſſen, wenn mir von einer
Seite, von der ich es nach Lage der Dinge nicht erwarten
ſollte, direkt entgegengearbeitet wird.

„Herr Referendar, unſer alter Müffelmann hat mir
heute früh an dieſer ſelben Stelle gebeichtet. Jch habe ihn,
der kurz vor dem Delirium ſtand, gereitet. Jch habe ihn
dem „Blauen Kreuz“ zugeführt. Jch war ſtolz darauf, daß
ich dieſen Mann vor dem Untergange bewahrt habe; ſtolz
darauf, daß er ſich ſo wacker gehalten hat.

„Am Sonnabend iſt er rückfällig geworden. Er hat
das heilige Gelöbnis der Enthaltſamkeit, das er bei der
Aufnahme ins „Blaue Kreuz“ abgelegt hat, gebrochen.
Mann, hab' ich ihn gefragt, wie war das möglich? Und
wiſſen Sie, was er mir unter Tränen zur Antwort gab?
Daß nur Sie, Herr Referendar, daran ſchuld ſeien!
Schnaps, hat er mir geſagt, gut! Bier gut! Aber
Wein Bowle, Herr Rat, Erdbeerbowle da konnte ich
nicht mehr! Und dann war doch der Herr Referendar auch
da und hätt's übelnehmen können, und er hat die Bowle
doch ſpendiert na, da paſſierte dann eben das Un-
glück. Es ſind ja nicht die paar Gläſer, die Müffelmann
getrunken hat es iſt der Rückfall, die moraliſche Schwäch-

tragen die Schuld.
Hauſe über Müffelmann geäußerten Anſicht erinnere, ſo
kann ich mich des Verdachtes nicht entſchlagen, als hätten
Sie ſich einen ſpeziellen Sport daraus gemacht, mir zu be
weiſen „daß der alte Mann noch weiter trinkt.
Herr Referendar, hört meine Nachgiebigkeit auf. Jch habe

edler Abſicht ſeit Jahren aufgebaut habel“
Peter Körner hatte mehrfach unterbrechen wollen. Doch

Handbewegung von oben noch unten.
Erſt jetzt konnte Peter antworten.

Feſtes.

Rückſicht auf ihn genommen. Aber man könne doch nicht
verlangen, daß zwanzig Leute aus Rückſicht auf einen
ſtinenzler keine Bowle trinken ſollten.

dieſer Anſicht ſei. Er rückte an ſeiner Brille, räuſperte ſih
ſagte: „Nun ja nun jch“ fand aber nichts, wo er ein
haken konnte.

Zögernd gab er ſchließlich zu, daß ſein Verdacht, m
Herr Referendar hätte abſichtlich ſeinen Beſtrebungen en
gegengearbeitet, unberechtigt ſei. „Und das freut mich
wenn auch MüffelmannEr hatte wieder die Handbewegung von oben m
unten. „Das Unglück iſt 'mal geſchehen. Daran läßt ſi

leider nichts ändern FEr nahm das Kinn in die Hand und knetete darw
herum.

(Fortſetzung folgt.

drahtet ſeinem Blatte aus Libau, daß er als einziger Ausländer

waltungsgerichtsdirektor in Minden. Von 91 bis 94 bekleidete

Er hat ſich bedeutende

Die Zahl der Toten und Vermißten wird auf 16 000 geſchätzt.

ung, die er dadurch erlitt. Es wird Monate brauchen, ehe
ich ihn jetzt wieder ſo feſt habe, wie ich ihn hatte. Ja, man
erlebt es häufig, daß nach ſolchem erſten Rückfall die Wider
ſtandskraft überhaupt erlahmt. Und Sie, Herr Referendar

Ja, wenn ich mich Jhrer in meinem

Und da,

kein Recht, Jhnen für Jhre Perſon etwas zu ſagen, aber
es geht nicht, daß Sie aus Sport zerſtören, was ich in gewiß

der Rat war im Schwunge er machte dann nur ſeine

Wie die Vorwürfe
ihn ganz zu unrecht träfen. Er erzählte den Verlauf des

Er hätte gar nicht gewußt, daß Müffelmann am
weſend ſein würde, hätte ihn auch weder genötigt, noch ſonſt J

Es ſchien, als ob der Herr Rat im Herzensgrunde doh
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Stadtverordönetenſitzung in Halle
Die Unabhängigen wollen den Magiſtrat ſprengen
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Halle, den 27. Mai.
vorſthende dringt zunächſt zur Keuntnis, daß ein

r ge de Stadtverordnetenwahlen eingelaufen iſt; die

c dem Rechts und h überwieſen.üegt ein Antrag (Gelhar und Genoſſen) vor, der die
t ng einer Vorlage fordert nach der den Stadtverord

mee cher Antrag verlangt
e motratiſ nu n NMilitär; n Verf

en bahn erhalten.
zreimachung der

t elben Sache derPetition Stadt ſchul rate auf die Glauchger, und die Neu
unterbreitet.

legt
ſämtliche Lehranſtalten vom Militär freigemacht und

en Schulgeb tandgefett ſein werden. Die beiden
Anträge ſollen Pet itionsausſchu überwieſen werden.

S reiterer ſogialdemokvatiſcher Antrag fordert: „Der Magi-
im Einvernehmen mit dem Kollegium eine Stelle

e der obliegt, wo den Zeitverhältniſſen entſprechend
d l ausgenittie hnungen ermitteln und ſie umfang

als bisher der Allgemeinheit dienſtbar zu machen. Die
herigen Maßnahmen in dieſer Richtung entſprechen nicht den

die große Wohnungsnot hervorgerufenen Vedürfniſſen.“
non wird dem Pettrionsausſchuß überwieſen. Ein Antrag

echt erſucht den Magiſtrat, mit dem Juſtizminiſter in Ver
ung zu treten, um die

Haftentlaſſung des Stadtverordneten Ferchlandt
die Wege zu leiten. Antrag wird dem Rechts und Ver

ungeausſchuß überwiesen. Stadtv. Albrecht ſtellt die An
ge, ob der Magiſtrat bereits Verhandlungen darüberegen hat, daß die Landesjäger nach Halle dw
arniſon gelegt werden ſollen; die Anfrage wird an den
iſtrat zur Beantwortung weitergegeben werden.
danach wird in die Tagesordnung eingetreten. Zunächſt
n Wahlen für eine Reihe von Deputationen bezw. Aus

üfen vorgenommen, u. a. für den Grundſteuer-Schätzungs-
huß, die KriegshilfskaſſenDeputation, die Deputation für

e Kriegshinterbliebenenfürſorge, den Sparkaſſenvorſtand
Stadtv. Oſterburg beantragt, die Wahlen von Bürgern

m den verſchiedenſten Deputationen und Ausſchüſſen zu ver-

Ausſchüſſen vertreten ſind. Stadtd.
in die betreffenden Deputationen

reits gewählten Bürger ein Recht haben, ihr Amt ſo lange
wbehalten, bis ihre Wahlperiode abgelaufen iſt. Es empfiehlt

en, weil nach ſeiner Auffaſſung die Anhänger ſeiner Partei

n entſprechend in iWerzfeld betont, daß die

ſo wohl, im Einverſtändnis mit dem Magiſtrat eine Aende
ng der Organiſation der Deputationen vorzunehmen. Nach
m noch der Stadtv. HKleeis für die Ablehnung des Antrages

dterburg ſprach, zieht ihn der Antragſteller zurück.
danach kommt folgende

Anfrage betr. den Mittleren Arbeiterrat
u vehandlung:

„Der Magiſtrat wird um Auskunft erſucht: Beſteht der
mittlere Arbeiterrat noch, welche Tagegelder bezieht er aus
Ritteln der Staotgemeinde, welche Tätigkeit hat er bisher für

de geſamte Einwohnerſchaft Halles geleiſtet und welche Koſten
t der r in Halle ſeit ſeinem Beſtehen der Stadt

aſſe derur
die Anfrage trägt Unrterſchriften von Mitgliedern der demo

atiſchen re d
Hürgermeiſter Sehdel erklärt hierzu, daß der Magiſtrat

it iſt, in einer der nächſten Sitzungen die Anfrage u
ten. Der Magiſtrat hat ſich in der Sache an die zuſtändige
gierungsſtelle gewandt und um Orientierung erſucht; nach Ein

Vorläufige Etatiſierung
Der Magiſtrat erſucht, ihm ächti zu erteilen, bistſezung des Haushaltsplanes für das 1919 die im ne

ſehnungsjahre entſtehenden Ausgaben für Rechnung der Stadt
dem Maße und in der Art zu leiſten, wie es die Notwendigkeit
er geordneten Fortführung der ſtädtiſchen Verwaltung auf den

herigen Grundlagen erfordert. Mannigfache Umſtände ſo
ihtt der Berichterſtatter aus wie insbeſondere die poli
hen und wirtſchaftkichen Umwälzungen und Unruhen, die
un verbundene verminderte Leiſtungsfähigkeit der Druckereien,
je den Etat in allen Teilen berührenden wiederholten Verände-
nen in den Lohnverhältniſſen- der ſtädtiſchen Arbeiter, die Un
ögichkeit, für den Etat maßgebliche grundſätzliche Beſchlüſſet StadtverordnetenVerſammlu herbeizuführen e m.
ben die Fertigſtellung des ſtädtiſchen Haushaltsplanes ſehr er-
lich verzögert. Wenn jetzt die Arbeiten auch ſo weit gefördert

daß die Beratungen im Magiſtrat in Kürze zum Abſchluſſe
men werden, ſo werden immerhin noch einige Wochen ver
hen, bis der Haushaltsplan der Stadtverordneten-Verſamm-
g im Druck vorgelegt werden kann, und weitere Wochen, bis
Lerhandlungen in der Verſammlung abgeſchloſſen ſein wer

Es erſcheint daher erforderlich, wenigſtens eine vor
e ſt kmihige Grundlage für die Finanzgebarung der
äadt zu ſchaffen, nachdem durch den Zuſammentritt der Stadt
ordneten Verſammlung die Möglichkeit dazu geboten iſt.
zu würde nun ein r auf den vorjährigen Hausitplan allein nicht genügen, da durch Gemeindebeſchlüſſ
Laufe des vorigen Rechnungsjahres eine Reihe wichtiger Aus

wpoſten neu geſchaffen worden iſt, die im vorigen Haushalts-
n noch nicht vorgeſehen waren.
Lerichterſtatter Stadtv. Gelhaar empfiehlt im Namen des

ähaltungsausſchuſſes die Annahme der Vorlage. Gleich-
g ſoll der Magiſtrat erſucht werden, den Verwaltungsbericht

t 1917 drucken zu laſſen. Veides wird beſchloſſen.

Hilfsfonds für Geplünderte.
Magiſtrat hat beſchloſſen, einen Hilfsfonds von 500 000

zu bilden, aus welchem Halleſchen Einwohnern, die bei
Unruhen der letzten Monate ohne eigenes Verſchulden in

fie Schwierigkeiten geraten ſind, Darlehen und in
in beſonderer Not Unterſtützungen gewährt werden ſollen.
heiten der Vorlage wurden an dieſer Stelle bereits
e der Vorlage entwickelt ſich eine lebhafte Ausſprache

Dbrecht (U. S.) führt aus, daß die Stadt für die
inderſchäden in keiner Weiſe verantwortlich gemacht werden
r denn die Ausſchreitungen ſeien lediglich durch die Maß
g Regierung bedingt worden, nämlich die Entſendung

eichswehrtruppen, ferner durch den Befehl des Generals
der das bisherige Sicherheitsregiment ausſchaltete

d dadurch, 4 man die Schutzmannſchaft zum Streik ver-
ich hingegen nur um ein Darlehen handle, ſei

i tion des Redners bereit, für die Vorlage zu ſtimmen.
Erklärungen löſen eine zum Teil ſehr erregte Debatte über
Schuld an den Plünderungen aus. an der ſich auf

u Seite beſonders die Stadtvv, Koenen, Oſterburg, auf
der Seite die Stadtvv. Hoe, Balcke, Minner beteiligen.

i auf Schluß der Debatte findet Annahme. Jn die
wſion. die die mit den Plünderungen zuſammenhängen-

Na legenheiten zu erledigen hat, werden außer den
oiſtratsmitgliedern die Stdtvv. Albrecht, Gelhaar, John,

Minner, Valde und Ziegler gewählt.

Für n r beim Hauptetat inHöhe von 736 228 Mk. werden die Mittel aus Ueber ſchüſſen nach
bewellugt; desgleichen für Etats Ueber ſchreitung bei der Fried-
hoſsverwaltung in Höhe von 60 897 Mk.

Der Haushaltsplan der Hoſpitalverwaltung für das Rech-
nungsjahr 1919 wird genehmigt. Es wird bei der Gelegenheit
auf die Ernährungsverhältniſſe in den Hoſpitalen hingewieſen
und von mehreren Seiten eine Erhöhung des Ernährungsſatzes
in den Hoſpitalen entſprechend den Verhältniſſen beantragt und
dementſprechend beſchloſſen.

Der Magtftrat hat beſchloſſen, vom 1. April 1919 ab aus dor
der Magiſtratsſekretärſtellen die Stellen der

ſpektoren des Rathauſes, des Alters und Pflegeheims, des
ſpitols, der PaulRieheckſtiftung auszuſcheiden, die verbleiben-

den 85 Magiſtratsſekretärſtellen durch Umwandlung von
*Aſſiſtentenſtellen um 37 Stellen auf 122 zu erhöhen, die Zahl der
Magiſtratsbü twaſſiſtentenfteſlen um 87 auf 123 gegenüber der
bisherigen Zahl von 160 Stellen herahzuſetzen, die neuen87 Eeitetarſteen erſmalig aus der Zahl derjenigen Büro
aſſiſtenten zu beſetzen, welche bereits vor dem 30. März 1907 als
Bürvaſſiſtenten im Dienſt der Stadigemeinde Halle angeſtellt
waren und ſich der Sekretärprüfung bisher nicht oder ohne Er
zu unterzogen haben, ſofern ſie nach Fleiß, Leiſtungen unddrung zur Beförderung geeignet ſind, und die hierdurch ent
ebenden Koſten von rund 11 000 Mk. in den Haushaltsplan ein

tellen
Nach längerer Debatte erfolgt Annchme der Vorlage

Auflöſung des Magiſtrats beantragt
Im Laufe der Sihung teilt der Vorſitzende mit, daß ſoeben

ein Antrag der Unabhängigen Fraktion eingegangen
ſei, in dem die beſoldeten Magiſtrats mitgliederaufgefordert werden, der Stadtverordneten Verſammlüng ihre
Mandate zur Verfügung zu ſtellen, damit eine Neubeſetzung der
Aemter in die Wege geleitet werden kann; von den unbeſol-
deten Stadträten erwarten die Antragſteller, daß ſie ihre
Mandate ſofort niederlegen. Der Antrag wird in der nächſten
Sitzung zur Verhandlung kommen.

Staffelung der Preiſe für Auslandslebensmittel
Die ſozialdemokratiſche Fraktion ſtellt den Antrag:„Der Magiſtrat wolle im Einvernehmen mit dem Kolle

die Preiſe der der Gemeinde überwieſenen Auslands-
ebens mittel verſchieden nach dem höheren und niederen Ein

kommen der Käufer feſtſetzen und etwaige hieraus entſtehende
Einnahmeausfälle durch Zuſchüſſe aus der Stadtkaſſe decken.“

Stadtv. Kleeis begründet den Antrag, indem er darauf
hinweiſt, daß bereits mehrere Städte in gleicher Weiſe voran-
gegangen wären; ſo habe u. a. Leipzig 1 Million Mark für den
Zweck zur Verfügung geſtellt. Die Abſtufung der Preiſe ſoll ſo
gehandhabt werden, daß z. B. beim Einkauf von Auslandsmehl
Perſonen mit einem Einkommen bis zu 8000 Mark 45 Pfg., bei
3000 6000 Mk. 2,18 Mk. und über 6000 Mk. 3,91 Mk. für das
Pfund bezahlen. Da aber hierzu eine Vorprüfung der Ein
kommens verhältniſſe notwendig iſt, wird der Antrag auf Vor-
ſchlag des Berichterſtatters zunächſt dem Soziglen Ausſchuß und
dann dem Haushaltausſchuß zur Vorberatung überwieſen.

Aenderung der Kanalbenntzungsordnung.

Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die Beſtimmung in S 3 (vor
letzter Abſatz) der Ordnung betr. die Erhebung von Gebühren
für die Benutzung der flädtiſchen Kanäle im Begzirke der Stadt

Halle vom 17. Januar 1915: „dieſer Satz darf jedoch
Betrag von 13 v. H. nicht überſteigen“ zu ſtreichen. Bei

der in Frage ſtehenden Beſtimmung handelt es ſich um die Höhe
der Kanalbenutzungsgebühr für die Zuführung von Abwäſſern
(S 2 Ziffer 2 der angezogenen Ordnung). Dieſe Gebühr, die
zurzeit mit dem höchſtzuläſſigen Betrage von 126 v. H. erhoben
wird, bedarf mit Rückſicht auf die arßerordentliche Steigerung
der Ausgaben und damit des ſtädtiſchen Zuſchuſſes einer Er
höhung. Selbſt wenn die Gebühr um v. H., alſo auf 2 v. H.,
erhöht werden würde, wäre immer woch ein beträchtlicher Zu
ſchuß, rund 61 000 Mark, zum Kanagletat erforderlich, obwohl
dieſer Etat fich doch grundſätzlich ſelbſt erhalten ſokl. Daneben
würden dann noch die Zinſen und Tilgungsbeträge für die
neben der ſogenannten Kanalanleihe für Kanaliſationsgwecke
aufgewendeten Kapitalien auch weiterhin den allgemeinen Etat
belaſten. Die unter ganz anderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen
be ſchloſſene Begrenzung des Gebſthrenſates auf 116 Prozent kann
hiernach, wie der Magiſtrat zur Begründung der Vorlage aus
führt, nicht mehr aufrecht erhalten werden. Als Berichterſtatter
des Haushaltsausſchuſſes erſucht Stadtv. Albrecht. die Vor
lege amunehmen mit dem Nachtrag, daß nicht wie bisher nur
die Wohnungen bis zu 150 Mk., ſondern bis zu 300 Mk. von der
Kanalbenutzunge gebühren frei zu laſſen ſind Stadtrat
Wurm macht die Mitteilung, daß, wenn dieſer Zuſatzantrag
angenommen wird, der Stadt ein Einnahmegusfall von 85 000
Mark entſtehen würde. Es wurde einſtimmig ſo beſchloſſen.

Verteuerung der elektriſchen Kraft.
Seft der zweiten Erhöhung der Strompreiſe im September

vorigen Jahres haben die Vetriebskoſten des Flektrizitätswerkes
weiter zugenommen und ſogar weſentſich ſchneller, als es vorher
je der Fall geweſen iſt. Unter dieſen Umſtänden ſoll eine weitere
Grhöhung der Strompreiſe und Gebühren erfolgen, und zwar im
allgemeinen um die gleichem Beträge wie bei der letzten Aende-
rung: 6 Pfg. für die KW Std. Lichtſtrom (allgem. Tarif, s 4 der
Stromlieferungs-Bedingungen), 8 Pfg. für die KW-Std. Kraft
ſtrom (allgem. Tarif. S 4 der Stromlieferungs-Bedingungen),
10 Pfg. für die RW- Std. Lichtſtrom (Wohnungstarif, S 4 TI
Stromſfeferungs-Bedtnaungen), 2 Mk. ſährlich für jede ſechzehn
kerzige Lampe in ſolbſttätigen Treppenrbelenchtungsanlaſen und
3,60 Mk. fährſlich fſr jede Lampe in Pauſchalanlagen. Um von
vornherein den ſpäteren Abbau der Preiſe zu regeln, wird vor
geſchlagen die fetzige Erhöhung auf folgende Formel zu bringen:
Die am 30. September 1918 von der Stadtverordneten -Verſamm-
lung genehmigten Strompreiſe und Gebühren: 30 Pfa. für die
KW-Stnde Lichtſtrom 4 1), 15 Vfag. für die KW-Std. Kraft
ſtrom 4 50 Pfg. für die KW-Std. Lichtſtrom 4IT),13 Mk. Jahresgebühr für jede ſechgehnkerzige Lamve in ſelbſt
tätigen Treppenbeleuchtungsanlagen und 19.20 Mk. Jahresgebühr
für jede Lampe in Pauſchoſaonlagen gelten für einen Braun
kohlenpreis von höchſtens 11 Mk. für die Tonne frei Werk. Für
jede volle Mark, um die ſich eine Tonne Kohle teurer ſtellt als
11 Mk., erhöhen ſich die angegebenen Strompreiſe um 5 Prozent,
die Jahresgebühren um je 0,60 Mk. Geht der Kohlenpreis
purück, ſo erniedrigen ſich die Strompreiſe und Gebühren in
demſelben Verhältnis. Für das laufende Vierteljahr gilt ſtets
der durchſchntttliche Kohlenvreis des vorausgegangenen Viertel
jahres. Der zuläſſige Jahresdurchſchnittspreis einer KWV-Std.
iſt beim Kraftſtrom gleich dem jeweiligen Lichtſtrompreis beim
Lichtſtrom um 40 Pfg. höher als dieſer. Für jede ſelbſttätige
Trevppenbelenchtungsanlage iſt im ganzen mindeſtens das Drei-
fache der Gebühr für eine ſechzehnkerzige Lampe zu emtrichten.
Für das erſte Vierteljehr 1919 iſt ein durchſchnittlicher Kohlen
prois von etwa 15,70 Mk. zu erwarten. Dementſprechend wür-
den jm zweiten Vierteljahr Zuſchläge von 4)5 20 Progent und
450 60 2,40 Mk. zu erheben ſein, ſo daß mit folgenden Strom
preiſen und Gehühren zu rechnen wäre: 36 Pfg. für die KW-
Stunde Lichtſtrom (8 4 1), 18 Vfa. für die. KW-Std. Kraftſtrem
(8S 4 60 Pfg. für die XW-Std. Lichtſtrom 4 T1), 15.40 Mk.
Jahresgebühr für jede ſechzehnkerzige Lampe iin ſelbſttätigenTreppenbeleuchtungeanlagen und 2160 Mk. Jahresgebühr für

de Lampe in Pauſchalanlagen. Stadtv. Ritter empfiehlt dielag im Namen des Haushaltsausſchuſſes Die Verſammlung

ſtimmt dem zu.
Neubitldung des Schulvorſtandes der Gewerblichen

Fortbildungsſchule.

Auf Antrag des Staotv. Wilke wird beſ
tung des Schulvorſtanoes ſo lange hinauszuſch

euregelung des Ortsſtatuts ſtattgefunden hat.
Zum Schluß liegt ein Antrag der Stadtv. Steiarbrück, Hoe,

Herzfold und Oſterburg vor, in welchem der Magiſtrat erſucht
wird, den Beſchluß vom Jahre 1914 zur Ausführung zu bringen
und eine Handbibliothek im Vorzimmer desStadtverordneten ſi ungsſagales zu errichten. DerMagiſtrat wird ermächtigt, der die Höhe des damals für dieſen

weck bewilligten Betrages von 2000 Mk. um das Doppelte
inguszugehen.

Ein Antrag Koenen und Genoſſen erſucht den Magiſtrat, eine
Aenderung über Anſtellungsbedingungen der a Beamten,
Angeſtellten und Arbeiter auszuarbeiten und deren Mitbeſtim-
mungsrecht ſicherzuſtellen. Die Ausſchüſſe und Arbeiterräte
ſollen bei allen Handlungen herangezogen werden.

Hierauf folgte eine geheime Sitzung.

Halle und Amgebung
Halle, 27. Mai

Eiſenbahner und Räteſyſtem g
Arbeiterausſchüſſe und Betriebsräte bei der Staatseiſenbahn

verwaltung.

die Ge
bis eine

Man ſchreibt uns:
Jn der vergangenen Woche haben im Miniſterium der öffent

lichen Arbeiten mit den Vertretern der Verbände der Eiſenbahn
arbeiter wiederum Verhandlungen über die im Beveich der
preußiſch- heſſiſchen Stagatseiſenbahnverwal neu zu bilden
den Arbeitervertretungen ſtattgefunden. um Abſchluß ge
kommen ſind die Verhandlungen noch nicht, indeſſen ſoweit ge
fördert, daß es angängig erſcheint, über den Gntwurf der
Verwaltung und die bisherigen Verhandlungen
Mitteilung zu machen.

Die von der Nationalverſammlung genehmigte Verordnung
über Tarifverträge, Arbeiter und Angeſtelltenausſchüſſe und
Schlichtutg von Arbeitsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 ſieht
die Errichtung von Arbeiterausſchüſſen bei den Verkehrsanſtalten

s Reiches und der Bundesſtaaten auf Grund beſonderer Ver
einbarungen zwiſchen der zuſtändigen Verwaltung und den be
teiligten Arbeitnehmerverbänden vor. Das Miniſterium der
öffentlichen Arbeiten hatte hiernach einen Enkwurf ausgearbeitet,
der die Grundlage der Verhandlungen bildete. Darin ſind vor
geſehen örtliche Arbeitervertretungen bei jeder
Hauptwerkſtätte und jeder Dienſtſtelle mit mindeſtens 20 Arbeitern.
Durch die Vereinigung kleinerer Dienſtſtellen zu einem Wahl-
körper iſt dafür geſorgt, daß jeder Arbeiter der Staatseiſenbahn-
verwaltung ohne Ausnahme zu ſolcher örtlicher Vertretungwählt. Die Eiſenbahnarbeiter nd in dieſer Hinſicht beſſer ge
ſtellt als die Arbeiterſchaft im allgemeinen denn das Geſetz vom
23. Dezember ſieht eine Errichtung von Arbeitervertretung nur
in Betrieben von mindeſtens 20 Arbeitern vor, ſo daß alle in
kleineren Betrieben tätigen Arbeiter unvertreten bleiben. Bei
jeder Eiſenbahndirektion ſoll ferner für deren Bezirk ein
Arbeiterrat gebildet werden, und im Miniſterium ſoll dieArbeiterſchaft vurch eine aus 29 Mitgliedern beſtehende Arbeiter

kammer vertreten ſein, in die ſowohl Eiſenbahnarbeiter wie in
gewiſſem Umfange Angeſtellte der Arbeiterverbände gewählt wer
den dürfen. Das aktive Wahlrecht für alle Vertretungen erhalten
nach dem Entwurf der Verwaltung alle mindeſtens 18 jährigen
Arbeiter und Arbeiterinnen. Wählbar ſind alle mindeſtens
20jährigen Wahlberechtigten. Alle Wahlen finden nach den
Grundſätzen der Verhältniswahl ſtatt.

Als Regel ſieht der Entwurf gemeinſame Sitzungen der
Arbeitervertreter mit den zuſtändigen Verwaltungsorganen vor.

Es bleibt jedoch m e eng ſich Beſprechungen tem, es ihnen nötigDa die ehe bei den Direktionen und die Arbeiter
kammern nur periodiſch zu Sitzüngen werden zuſammentreten
können, iſt die Bildung von Organen aus ihrer Mitte vorgeſehen,
die dauernd die un t den Direktionen und dem Mini
ſterium aufrechterhalten en.Die Arbeitervertretungen, die dieſer Entwurf regekt, werden
anerkannt als berufene g der Abeiterſchaft in allen
aus dem Arbeiterverhältnis ſich ergebenden Fragen und haben
insbeſondere bei der Regelung und Durchführung der Lohn und
ſonſtigen Arbeitsbedingungen mitzuwirken. Die Verwaltung
legt auch Wert darauf, daß die Arbeitervertretungen in den
vielen Fragen des Arbeiterprogzeſſes tätig mitarbeiten, weil ſie
darin das beſte Mittel zur Hebung der Arbeitsfreudigkeit der
Arbeiter und zur Würdigung wirtſchaftlicher Geſichtspunkte er
blickt. Die Vertretungen ſollen weiter das gute Sinver-
nehmen innerhalb Arbeiterſchaft ſowie zwiſchen ihr
und der Verwaltung fördern und die letztere bei der Be
kämpfung der Unfall- und Geſundbeitsgefahren und auf dem
Gebiete des Wohl fahrtsweſens unterſtützen.

Durch ein beſonderes Berufungsverfahven wird dafür ge
ſorgt, daß Angelegenheiten, in denen eine Einigung zwiſchen den
örtbich zuſtändigen Arbeitervertretungen und den dazu ge
hörigen Verwaltungsorganen nicht erzielt werden kann, zur Be
ratung vor die Arbeiterräte und ſchließlich die Arbeiterkammer
gebracht werden. Wird auch hier eine Einigung nicht erzielt ſo
kann die Angelegenheit von jeder der Parteien vor den Schlich
tungsaus ſchuß gebracht werden, der mit ausſchließlicher Zu
ſtändigkeit für den ganzen Bereich der Staatseiſenbahnverwal-
tung errichtet werden ſoll.

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß den örtlichen Vertretungen
den Direktionsarbeiterräten und der Arbeiterkammer erheblich
weitere Aufgaben zugewieſen werden ſollen, als die
alten Arbeiterausſchüſſe beſeſſen haben. Die Betriebsräte, deren
Aufgabe eine Unterſtützung des Unternehmers bei der Produk
tion ſein ſoll, konnten von dieſem Entwurf noch nicht miterfaßt
werden, weil eine Staatsverwaltung dem in Ausſicht ſtehenden
Reichsgeſetz über die Betriebsräte natürlich nicht vorgreifen darf.
Bei den Verhandlungen beſtand daher auch Einverſtändnis
zwiſchen den Arbeiterverbänden und der Verwaltung. daß die
jetzigen Beratungen ſich an die beſtehende geſetzliche Grundlage,
das Geſetz vom 28. Dezember 1918, zu halten haben. Auch in
dieſem Rahmen laſſen ſich aber, wie der Entwurf und die Stel
lung der Arbeiterorganiſationen zu ihm zeigt, die Wünſche der
Arbeiterſchaft in weiten Maße erfüllen.

Die Verhandlungen, die vor dem Abſchluß
ſtanden, mußten vorläufig abgebrochen werden, da der
Deutſche Eiſenbahnerverband forderte, daß neben den durch
dieſen Entwurf neu zu ſchaffenden Arbeitervertretungen die bei
einzelnen Eiſenbahndirektionen ohne rechtliche Grundlage be
ſtehenden Arbeiterräte, ſoweit ſie ſich weitergehende Be
fugniſſe angeeignet haben, weiter in Wirkſamkeit bleiben
ſollten. Dieſer Forderung, der die übrigen Arbeitervereinigungen
geſchloſſen widerſprachen, konnte die Verwaltung auch ihrerſeits
nicht zuſtimmen, da es ſich ja jetzt eben darum handelt, eine ein
heitliche, allgemeine und geordnete Arbeitervertretung für den
ganzen Bereich der Verwaltung zu ſchaffen.

Hoffentlich gelingt es, durch baldige Wiederaufnahme Der
Verhandlungen dieſes von der Verwaltung erſtrebte Ziel im Ein
vernehmen mit den Arbeiterverbänden endlich zu erreichen.
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Um den Beztirks-Bergarbeiterrat.
Ueber den ſtrategiſchen Erfolg, den die Deputation der

hieſigen Bergarbeiter beim Miniſterium in Berlin errungen oder
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nicht hat, berichtet das „Volksblatt“ in unge
ltenen Worten. ach dem Bericht des Blattes hat Miniſter
iſchbeck die Abgeſandten nach längerer Unterhaltung fol-

gendermaßen beſchieden: „Er erkenne zwar den Bezirksberg-
arbeiterrat ausdrücklich nochmals als wirtſchaftliche
Jntereſſenvertretung der Bergarbeiter an, aber eine
amtliche Kontrolltätigkeit könne er dem ſo ſcharf und revolutionär
auftreienden Bergarbeiterrat nicht mehr zugeſtehen. Auch
einen Vermittlungsvorſchlag des Bezirksbergarbeiterrates für die
teien lehnte er ab. Selbſt ein Hinweis afu die
ſchweren irtſchaftsſchäden als Folgen dieſer Halsſtarrigkeit
berührten den Herren nicht.
dem Bezirksbergarbeiterrat kein Kontrollrecht, aber die wirt-
ſchaftliche Jntereſſenvertretung der Bergarbeiter zugeſtehe.

Stadtgymnaſium. Die erleichterte Kriegsreifeprüfung
beſtanden am letzten Freitag im KriegsbeſchädigtenSonderlehr-
gange Peter Breuer und Kurt Sbeling.

Achtung, Geſchäftsinhaber! Bei einer Durchſuchung in
Magdeburg wurden 1 ſchwarzer und 1 blauſeidener Damenkleider-

Er betonte nur nochmals, daß er

xock, 2 ſchwarzſeidene Bluſen, 1 grauſeidenes Koſtüm und 1 grauer
nmantel beſchlagnahmt. Da anzunehmen iſt, daß die Klet-

ngsſtücke in hieſigen Geſchäften während der Plünderungen ge-
hlen und nach Magdeburg verkauft ſind, werden die Jnhaber

einſchlägigen Geſchäfte gebeten die Sachen in den nächſten
agen in der Zeit von 9--10 Uhr vormittags hier im Polizei

gebäude, Dreyhauptſtraße 4, 71, beſichtigen zu wollen.
Betet für den Kaiſer in ſeiner
einer Not! Dieſer Aufforderung

ten ſich am Sonntag abend
mkirche zum gemeinſamen Gebet ver-

Franckebund.
Vedrängnis, für unſer Volk in

es folgend900 ſonen in der
melt. Domprediger Liz. Baumann, ein Zeuge des kaiſer-

ichen ſchilderte den nun heimatloſen Mann als
edlen Menſchen, rn ften Fürſten, aufrichtigen Deutſchen
und er )riſten. Mit warmen Worten legte er den
Hörern di spflicht für ihn auf Herz und Gewiſſen. Jeder
Deutſche ſollte auch dem Vunde deutſcher Männer und Frauen,
5 Schutze der perſönlichen Freiheit und des Lebens

ilhelms II. beitreten Meldungen an Domprediger Liz. Bau
mann). Um den Kaiſer von der Uebernahme dieſes heiligen

vor, einen Drahtgruß an ihn zu richten. Als
r ſich jedermann und vereinigte ſich nun zum Ge
Demütigung, dem Urteilsſpruche ſeiner Feinde, bewahren,
aber für den 57 daß er ihn doch vor Gericht fühven laſſe, Würde
und ft verleihen möge, als König vor ſie zu treten. Danach
r Lehrer Friß Sommer die Verſammlung auf,
nſer Volk in ſeiner Not zu beten. Zunächſt verſuchte er mit

des Waſſerſportes. Dann

ſich ſelbſt und damit das Deutſchtum
i

Landtag mit der Einführung des Achtſtundentages für die Be
amten, für die er ſich faſt einſtimmig entſchied. Für die Lehrer
hingegen bleibt bei einer Pflichtſtundenzahl von wöchentlich
832 Stunden, da ja die Lehrer noch täglich neben ihren Pflicht
ſtunden Zeit zu Vorbereitungs- und Fortbildungsſtudien be

T.

„H Sporkbortchte
Das Anſchwimmen des Halleſchen Schwimmvereins von

1902 am vergangenen Sonntag war von prächtigem Wetter be
ünſtigt. Eine ſtattliche Anzahl Sportjünger und Freunde hattenſich zur frohen Feier in der feſtlich geſchnücton Hoffmannſchen

Badeanſtalt vereint. Nach einer Anſprache des rſitzenden
Ranke, der die Schwimmer ermahnte, durch örper

u ſtärken, ordneten
die Riegen zum Reigenſchwimmen. Dieſe volkstümliche

ebung fand allgemeinen Beifall. Hierauf probierten die
Springer Bretter und Turm, von deſſen r 3Kopfſprünge ausgeführt wurden. Ein flott geſpielter ſſerball
Wettkampf überzeugte ſodann die Gäſte von der Vielſeitigkeit

b es ein flottes Wettſchwimmen der
Knabenriegen und zum luß ein Damenſchwimmen. Die
Leiſtungen der jungen Damen waren recht gut. Ueberhaupt

igte ſich ein Wiedererwochen des Intereſſes an dem geſunden
und es iſt nur zu wünſchen, daß unſere Jugend ſich

wieder frei macht von der Jagd nach verderblichen Genüſſen und
urückkehrt zu Sport und Spiel in freier Luft, ſich ſelbſt und dem
aterlande zum Nutzen.

Wacker Ib 1910 J 3:2 (1: 0). Wacker trat mit der
angemeldeten Elf an, nur für Arthur Kettnitz ſpielte Galander.
Es entwickelte ſich ein ſchöner Kampf und Wacker gelingt es, bis
ur Pauſe ein Tor vorzulegen. Kurz nuch Seitenwechſel erzielt

er ſein rn We Tor. 1910 legt ſich mächtig ins Zeug und
erzielt den erſten Erfolg, woraufhin Wacker gleich dangch das Re
ſultat wieder auf 3:1 ſtellt. 1910 leitet Angriff auf Angriff ein,i

W und Torwart bekommen reichlich We e
Denſtes zu benghrichligen, ſchlug der Rednar der Verſammlung endlich Prinz durch ſchönen Schuß gelingt, zum zweiten Male für

n der Zu

für
kurzen Worten die uferloſe Not Deutſchlands darzuſtellen. Dann
Jam er auf die Schuldfrage zu ſprechen.
Teile dos Volkes wies er ſie zu, ſondern

ine die Not verurſacht habe. Namentlich habe eine mit Schein
ünden arbeitende deutſche Wiſſenſchaft den Glauben an den
iligen Gott, den Gehorſam e Gewiſſen und die Er-
nntnis Jeſu Chriſti als des öſers der Menſchheit erſchüttert.

Alle Not ſei eine Frucht jener Ausſagt, die der gerechte Gott uns
c ſchmecken t. Die einzige Rettungsmöglichkeit ſei Be

rung zu Gott, Beugung unter ſeinen Willen und Annahme
der in Chriſto uns dargebotenen Verſöhnung. So könne nicht
nur das Volk in ſich zur Sammlung und Heilung ſeiner Schäden
kommen, ſondern auch noch einmal berufen werden, den Völkern
der Erde zu dienen. Mit gemeinſamem Gebete für unſer ge
demütigtes Volk ſchloß die ſtille RogateFeier.

Vermkßten-Nachforſchung. Die Kriegsgefangenenfürſor
des Roten Kreuzes Schmeerſtraße 12 bei Juwelier Tittel) ſchreibt
uns Die bei der Rückkehr unſerer Kriegégefangenen ſich bietende

über das Schickſal unſerer Vermißten weitgehendſte
u g

r ausgenutzt werden: J
egege

n den Durchgangslagern, welche die
fangenen beim Eintreffen in der Heimat paſſieren

rung zu erhalten, ſoll vom Kriegsminiſterium in folgender blieb Landſtürmer ſtehen.

Nicht einem einzelnen
igte, wie jeder ein

müſſen, erhält jeder h r eine Liſte der Vermißten
9 Truppenteils mit Angehörigenadreſſen. Auf Grund dieſer
iſten z die Zurückgekehrten in den Du lagern An

über das ickſal ihrer Kameraden machen. Jeder behält
ine Liſte auch beim Verlaſſen des Durchgangslagers, um auch
äter noch weitere machen zu können. gs

miniſterium kann dieſe Liſten nicht vollſtändig aufſtellen, da teil
weiſe die Angehörigenadre len undbe e Se ver e ren fand aber den Weg verſperrt und blieb um einen Kopf geſchlagen

ausſtehen. Es muß daher die Hilfe der Angehörigen in An
ruch nehmen und bittet jeden, der bisher ohne irgendeine Nach-

über einen vermißten Heeresangehörigen iſt, um ſofortige
berſendung als Heeresſache, unfrankiert einer einfachen

Poſtkarte (keine Briefe oder e mit folgendem Jnhalt: An
chriftenſeite: „An das Zentral Nachweiſe Büro des

egsminiſteriums, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 48. An
be Adreſſe des Abſenders: Rückſeite: Angabe des
ruppenteils, der Kompagnie uſw., des Dienſtgrades, Namens,

Vornamens, Geburtstages und Geburtsortes des Vermißten und
Tag und Ort des Vermißtſeins (deutliche Schrift, ohne
weitere Zuſätze).“

Für die Kriegsgefangenen. Es ſei nochmals wärmſtens
auf das heute, am Dienstag, ſtattfindende Konzert in der Aula
ber Univerſität hingewieſen. Frau Mahlendorf, Konzert-
meiſter Verſteeg und Dr. Grote bieten einen fein aus

J n ernſten F tu n gefangenen in den hieſigen Lazareklten. enu Hothan und an ver Abendkfaſſe. v

Das Kriegs Hauſe gerittenen Glockenturm totes Rennen erzwang.

unſerer heimgekehrten
Deutlſchland wieder aufzunehmen.

Ein eigentümlicher Unglücksfall. Ein Straßenbahn wagen
führer, der in der Ludwig Wuchererſtraße an einem Geſchirr bor
beifuhr, ergriff die Peitſche des Geſchirrführers, riß ihn derart
von ſeinem Wagen herunter, daß er auf das Strafßenpflaſter fiel
und beſinnungslos liegen blieb. Er wurde der Klinik zugeführt.
Sein Zuſtand iſt gefahrlos.

im Sachſew
4. Zerbſt, 26. Mai. (Die Ferkelpreiſe.) 150 bis 180

Rark für ein kaum 8--10 Tage altes Ferkel wurden auf dem
hieſigen Wochenmarkte am Sonnabend gefordert. Läuferſchweine
von kaum 50 Pfund Gewicht ſollten bis zu 500 Mk .koſten. Daß
bei ſolch unverſchämten Preisforderungen, denen gegenüber die
Behörden ſich aber durchaus nicht zum Einſchreiten veranlaßt zu
fehen ſcheinen, das Marktgeſchäft trotz reichen Marktbeſuchs und

eine

bis es

1910 einzuſenden. er ſpielte die letzte Zeit nur mit 9 Mann,
da Thärigen, an einer früher erlittenen Verletzung leidend, das

f Spielfeld verließ und Mei tfür den königlichen Dulder, daß Gott ihn vor der feſten Leroirſen W einert wegen unfairem Spiel vom Felde

ihm
Die übrigen Wackerleute führten ein gutes,

angenehmes Spiel vor. Dauer (Minerva) leitete das Spiel zur
Zufriedenhett.

Die Rennen zu Dresden waren einer eigenen Draht-
meldung zufolge am Sonntag von prächtigem Frühlingswetter be
günſtigt und die Bahn wies einen Rekordbeſuch auf. Jm Hoſter-
witzer Jagd Ronnen, das der durchweg führende kraſſe Außen
ſeiter Wallis leicht gewann, kam Jekey Theilen mit Raubgräfin
zu Fall. Er erlitt ejne Gehirnerſchütterung. Jm Flieger-Aus-
gleich mißglückte der Start, da Defizit ſtehen blieb, Olala, Falke
und Duſe viel Boden verloren. Vomba hatbe vor den Tribünen
die Spitze, wurde aber von Parodie ſicher geſchlagen. Jm Dres

ovener Jagd- Rennen führte Albani vom Start bis zum Ziel vor
e und ſiegte gegen dieſen leicht. Cavlsminde und

uſts kamen am Graben zu Fall.
Rennen zu Grunewald. Am Sonntag bekam man wieder

zwei Derby- Kandidaten zu ſehen. Zunächſt Tulipan. Die un
geſchlagene Stute des Herrn R. Haniel erfocht im Kiſſaszeny
Nennen auch einen neuen Sieg. Schnellfeuer führte bald vor
Oblate und Landgräfixn bis in die Diſtanz. Dort fand Tulipan
erſt ſpät auf der Jnnenſeite ein Loch zum Durchſchlüpfen und

ſchlug dann, energiſch nach Hauſe geritten, Schnellfeuer zuletzt
ganz ſicher. Mit einem Halbſieg mußte ſich der Graditzer

Glockenturm im Jubiläums-Preis begnügen, allerdings wohl
nur durch die Schuld ſeines Reiters Raſtenberger. Am Start

Hinter dem führenden Gibraltar ga-
loppierten Glockenturm und Wackerbart, Harlekin und Lorbeer,
Jndus und Einſiedler zunächſt paarweiſe. Jn der kurzen Seite
ſchob ſich Jndus mit nach vorn und bog zuſammen mit Gibral-
tar als Erſter in den Einlauf. Dort erſchien auf der Jnnen-
ſeite ſofort Glockenturm in Front, galoppierte in ganz über
legener Haltung die Gerade herunter vor Lorbeer, der in ſeinen
Angriffen nicht locker ließ und mit dem nicht i W

n der
Diſtanz rückte auch noch Einſiedler aus dem Hintertreffen auf,

Dritter. Jm Holländer-Rennen lief die ſchnelle Pella dem Felde
glatt davon.

Vollzswirtſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Original Meldungen des
volt wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Induſtrie, Hanclel, Handwerk
Wiederaufnahme des Handels mit Jtalien? Es ſind, wie

unſer bpSonderberichterſtatter drahtet. Vorbereitungen zur
Wiederaufnahme des Handelsverkehrs mit Italien im Gange.
Von italieniſcher Seite iſt in den letzten Wochen und Monaten
wiederholt worden, die Handelsbeziehungen mit

Es zeigt ſich in Jtalien ein
ſtarker Mangel an deutſcher Ware. Ftalien will aus Valuta-
gründen nach Deutſchland liefern unter Ausſchließung der
Schweiz als Kommiſſionär. Um den dentſch italieniſchen Güter-
austauſch wieder raſcher gaufnehmen zu können, müſſen die zur
ſofortigen Ausfuhr in Bayern vorhandenen Waren durch Ro
ſtofferzeugung heftig vermehrt werden.

Geſlellſchafts- Abſchlüſſe
Kammgarnſpinnerei Stoehr K Co. Akt.-Geſ. Leipzig. Die

geſtrige außerordentliche Generalber ſammlung genehmigte, ſo
drahtet- unſer ss-Mitarbeiter, die Vorſchläge zu
rungen. Dieſelben betrafen in der Hauptſache Regelung der
Auſſichtsratsbezüge, wonach jedes Mitglied des Aufſichtsrates

ſteuerfreie Tantieme und eine jährliche Vergütung von

angeregt

38000 Mark erhält, die ſich für den Vorſitzenden auf den doppel-
ten

einem Auftrieb von über 300 Tieren nur ganz ſchwach war und
de weitaus größte Zahl der Ferkel wieder in die alten Ställe
zurückwanderte, kann nicht wundernehmen.
ein wenig Schweinefleiſch und Fett ſehnenden Bürgersmann
don beſcheidenen Geldmitteln ſucht man gefliſſentlich den großen
Mangel an Schweinen glaubhaft zu machen.

M. Mühlberg (Elbe). 26. Mai. (Aus der Gefangen-
chaft entflohen.) Der älteſte Sohn des Lehrers Poley
ierſelbſt iſt, nachdem er im März 1918 in franzöſiſche Ge-
angenſchaft geraten und ſeit 1. März 1919 in der Gegend bei

Verdun mit Wiederherſtellungsarbeiten beſchäftigt geweſen, am
6. Tcai ſeinen Peinigern entronnen und dieſer Tage wohlbehal-
ten hier bei ſeinen Eltern eingetroffen. Der kühne Ausreißer

Und dem ſich nach

hatte bereits am 13. März einen Fluchtverſuch unternommen,
war aber am Hritten Tage in der Nähe von Diedenhofen von

ner Jagdgeſellſchaft im Walde angetroffen und auesgeliefert
rden. Mit einem 80tägigen ſtrengen Arreſt, in einem Keller

el Nudolſadt, e6. Mai. Eine Proteſteingabe) des
Deamten verbandes SchwarzburgRudolſtadt beſchäfligte den

Waſſer und Drot verbracht, hatte er ſein Unternehmen büßen melzungsfrage

Betrag erhöht. Die Tantieme des Aufſichtsrates beträgt
5 Prozent von dem nach Verteilung der Aprozentigen“ ordent
lichen Dividende verbliebenen Reingewinn Wie der Vorſitzende
mitteilt, hat CGeneraldirektor Stöhr den Verzicht auf ſein Auf-
ſichtsratsamt erklärt. Die nächſte Generalverſammlung wird
darüber be'chließen, ob die Zahl der Aufſichsratsmitglieder von
7 auf 6 herabgeſetzt oder eine Neuwahl für die freigewordene
Stelle vorgenommen werden ſoll.

Verſchiedene Mitteilungen
BVerſchmelzung von Jnduſtriebeamten-Verbänden Jm Hand

werkskammerhauſe in Berlin haben am Sonntag zwei Tagungen
begonnen, die zum Ziele die Bildung eines Einheitsverbandes
techniſch-induſtrieller Beamten hatten. Einerſeits der erſte
ordentliche Jnduſtriebeamtentag des Bundes der techniſch-indu
ſtriellen Beamten und andererſeits eine außerordentliche Ver
ſammlung des Deutſchen Techniker-Verbandes. Die Frage der
Verſchmelzung wird hier in ſehr eingehenden Beſprechungen be-
handelt. Bei den Technikern gab der Verbandsdirektor Dr.
Höfle einen Geſchäftsbericht, dann ſprachen die Herren Kauf
mann, Händeler und Syndikus Dr Friedlärder über die Ver

in grundſätzlicher Hinſicht, in bezug auf die
Sabungsfrage und vom Rechtsſtandpunkte. Die Entſcheidung er
folgt dann gemeinſem.

Elbeſchiffahrt. Am 24. Mai traf Eilkahn Nr. III in Aken ein.

Berliner Börrſenberichte
Börſenſtimmungsbild.

heit, das alle Gemüter beherrſcht, ließ die Börſe
nen Papieren eine etwas
Auf den meiſten Gebieten kam es
wobei die Kurſe vorwiegend abbröckelten.

arben und DaimlerMotoren.
urchweg niedriger.

Südamerikaniſche 2 Prozent.
der Valuig unabhängige Werte, ſo vor allem Kang
lebhaften Umſätzen beträchtlich ſtiegen, und ferner
rich Bahn und Steaua Romana, die ſich gleichfalls

Kolonialwerte waren grö

loren Elberfelder
Aktien ſtellten ſich

höher ſtellten.

Das drückende Ge

regere Geſchäftstät
nur vereinzelt

Mehrere

ohne bemerkenswerte Kursänderungen. Deut
neigten zur Schwäche. Kriegsanleihe
Oeſterreichiſche Werte blieben ungefähr
ſchwächten ſich bei unbedeutendem Geſchäft ab.

Produktenbericht. Jm Handel mit Landespro
Lage kaum verändert.

rege. Ueber die Preiſe herrſchte noch keine rechte Klarheit t
die Das Jntereſſe

iſt die Provinz mit ihren Offerten zurückhaltend. Serte
behielt die feſte Tendenz bei; doch iſt das Geſchäft z rradelg
geworden. Für Sommerſaatwicken ſowie vereinzel

Stroh bleibt ſchwach.mais beſteht Begehr.
beſonders Hülſenfruchtſtroh, ſind mehr angeboten.
rohr beſteht einiges Angebot. Wetter: ſchön

Im freien Verkehr wurden niehtamtltoh erm
Bisenbahn-Aktien:
Halberstadt Blankenb.
Halle-Hettstedter
Schantungbahn
Allg. Lokal-Str.Gr. Berl. Sir.
Magdeburger Str.-B.
Lux. Prinz Heigrich.-
OrientbahnSeht ſiahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfsehift
Nordd. Lloyd

BRBanken:
Bank für Thür.
Berl. Randelsges.
Gomm n. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Laudesbank
Dentsche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner BankCredit-Anst. Leipzi
NMitteld. Kreditban

Privat-B
Nationalbank
Oesterr. Kredit
ReichsbankIndustrie Aktien
Schultheiss- Brauerei
A. f. AnilinAllgem. Elektr.- Ges.
Ammendorfer Papliorf.
Anhalter Kohlenw.
Annaberger Steingut
Badische AnilinBergmann Elekt. Akt.
Beri. Masch.-Bau
Bis mere hütte
Bochumer GuBstahl
Chem. Vabrik Buckau
Chew. Griesheim
Chem. v. Heyden
Conzolidation Schalke
Cröllwitzer Papierfabr.
Daimler-MotorenDeutsech-Luxemburg
Dentsche Ueberseo- E.
Deutsche Erdöl
Deutsche Gasglühl.
Deutsche KaliDevutsehe Waff. u. Munm.

Donnersmarkbdütte

Gasmotoren DeuGebhardt u. Chut 8
Gebharädt u. König
Gelsenkireh. Bergb.

r netenallesche Masch.-Hann. Maseh. ab 7
Harpener Berg
Hasper Disen t
Hirsch Kupfer
Höchster Farbw.
Hoesch Risen u. Stahij
Hohenlohe- WerkeHumhboldt-Masch,
Ilse-Berghban
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersieben
Körbisd. Zueker- Akt.
Kytffhäuserhütte
Lahmeyoer u. Co.
I auchhammer
Laurahütte
Linke n Hofmann.
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannrösren
Oberschl. Eisenb. Bed.

do. Caro Heg.
do. Kokswerke

Orenstein u Koppel
Phönir-Herg b.
Rhein. Metall-Vorz.
Rhein Stabl waren
Riebeck. Montan
Rombacher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zucker
Sanperhänser Maseh.
Hugo Schneider u. Co
Sehuekert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner Vulkan
Stollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Thale-Kisenhütte
Triptis- Akt. -Ges.
Türkische- Tabakregie
Ver. Köln-Rottweiler
Glanzstoff Elberk.
Wegelin u. Hübner
Wersch.-Welssent. Brkx
Westeregeln-Alkali
Wittener Gußstahl
Wrede-Mälzerei
Zelch.-Kriebitseh. Brk.
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Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elberfelder Farben
Felten u. Guilleaume

Zeitzer Masech.
Zellstoff Walthotf
Otavi-Minen

Klasso

Gewinn- Auszug
der

13. Preuss.-Südcld. (239. Preuss.) Klassen- Lotterie
16. Ziehungetag 24. Mai 1919

and zwar je einer auf die Lose gleleher Summer in den beiden
Adtellungen l ung l

E jede gezogene Nummer alad eweol gleleh hohe Gewinne ten

(Ohne Gewäbr.)

98131

171974 183548

Nachdruck verboten.)

In der Vormittagsziehung wurden Gewinne üder 240 Mark gerogen
6 Gewinne zu 10000 M 87414 64275 120723
4 Gewinne zu 5000 M 8634 2024694
70 Gewinne zu 8000 M 90856 16233 17559 23117 28683 85034 441

x8636 654576 6C6820 62460 67063 68708 668922 82288 692827 61370 9500
106041 119726 123640 1582229 125282 140442 145354 1461

156268 175215 176714 1290106 195006 222632 230063 230064
160 Gewinne zu 1000 M 971 6560 8272 9641 12049 13333 1521

15639 17273 20413 22335 25493 29504 29595 30008 37261 42208 4090
51411 62112 53641 65246 56128 68757 60891 63006 64516 74083 74
39625 03226 695660 106175 106323 107084 107137 1086517 109750 112
114746 115821 116101 116041 121600 129138 132203 137275 1409
142526 144097 145024 146493 163079 1662324 167625 158e799 Vieh

134970 188946 189200 189690 190639 180925 122
105167 196873 206021 306231 207664 209434 212345 213450 21
220932 222017 226644 231757 233900

190 Gewinne zu 500 M 7070 14485 15262 18078 18522 18
19417 23158 226542 23705 27948 29088 29838 31878 33645 37233
40013 43803 44739 46242 49147 49375 66499 57197 609303 60574
65919 72742 74981 76490 81624 83668 84183 86600 67593 82027
03713 os080 97200 101088 106209 1069060 111235 117073 117724 14

118618
140036
157901
175008
200131
231494

In der

122125 124042 124077
141129 141861 145717
158679 161265 164889
175660 178819 179350
202893 206327 206865

130277 130e65 1318309
151468 163160 16537660
167963 1714680 171802
180422 1856125 156701

219156 2109481 2260368

134650 10
153972 1656

172103 1740
1a8327 108
228885 22

Naohmittageziehung wurden Gewinne über 240 Hart gere e

2 Gewinne zu 5000 M 152888 v74 Gewinne zu 8cco M 8014 16580 17680 29750 474097 47880
62502 63881 54076 55324 e9382 70077 70662 77006 80508 60666

106094 126776 129650 130588 122004 132014 188899
1528468 156038 180016 193290 202357 208600 212429 217784 20
89557

233642
1668 Gewinne zu 1000 M 6005 9909 27268 30021

83712 42262 42488 44445 48157
74036 74173 73412 8058e 81412
100316
117492
180414
173591
192436

101426
120134
1318e2
177871
1948687

103030 105563
122044 123513

178624 181128
2015383 202v 46

218963 2186817 226820 229031
172 Gewinne zu 600 M 6683 7537

152151 132508

65562 35742 58017
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